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Stolz präsentierten sie Scholz. Am Montag, dem 10. August, verkündeten der Bundesfinanzminister
und die SPD-Vorsitzenden Esken und Walter-Borjans auf einer gemeinsamen Pressekonferenz, dass
man sich auf einen Spitzenkandidaten für die nächste Bundestagswahl geeinigt habe. Dass der
Parteitag die Entscheidung absegnen wird, gilt als sicher.

Die beiden Vorsitzenden und der Vizekanzler präsentierten sich nicht nur in trauter Eintracht. Sie
waren sogar etwas stolz darauf, dass sie vor allen anderen Parteien einen Spitzenkandidaten
vorzuweisen haben und dass von diesem „Coup“ vorab nichts an die Presse gedrungen sei. Einigkeit
beginnt in der SPD mit Schnauze Halten.

Absichtsbekundungen

Auch wenn die Umfragen im Keller sind, so gibt sich die SPD ambitioniert. Bis zur nächsten
Bundestagswahl wolle sie natürlich verlässlich die Arbeit der Großen Koalition fortsetzen, dann aber
solle ein „echter“ Politikwechsel mit einer linken „Reformkoalition“ folgen. Der kategorische
Ausschluss einer Koalition mit der Linkspartei auf Bundesebene wurde nebenbei offiziell begraben –
womit sich die politischen Zuggeständnisse von Scholz und Co. an die Vorsitzenden auch schon
erledigt haben. Alle anderen „Brüche“ mit neo-liberalen doktrinären Marotten wie der „Schwarzen
Null“ wurden nicht aus besserer Überzeugung, sondern aus pragmatischer Akzeptanz des
Notwendigen angesichts einer historischen Krise des Kapitalismus und einer globalen Pandemie
vollzogen.

Scholz gab als Ziel aus, die Umfragewerte der Partei zu steigern (aktuell zwischen 14 und 15 %) und
die nächste Regierung anzuführen. Da er sich im gleichen Atemzug von DIE LINKE distanzierte
wegen deren Ablehnung der NATO, stellt sich die Frage, wie das funktionieren soll, sofern die
Linkspartei – was sicher nicht auszuschließen ist – nicht noch weitere Abstriche und Verrenkungen
bei Auslandseinsätzen der Bundeswehr macht.

Da natürlich auch zweifelhaft ist, ob die SPD überhaupt vor den Grünen landen wird, hat die
Vorsitzende Esken in einem ARD-Interview schon erklärt, die Sozialdemokratie sei bereit, auch unter
einer grünen KanzlerInnenschaft „Verantwortung“ zu übernehmen. Walter-Borjans mutmaßte,
Scholz genieße hohes Ansehen in der Bevölkerung wegen seiner Fähigkeit, Krisen zu meistern.
Deshalb wurde er auch einstimmig (!) von Vorstand und Präsidium nominiert.

Reaktion der Parteilinken

Doch nur Teile des linken SPD-Flügels zeigten sich angesichts dieser Personalentscheidung ratlos
oder gar ablehnend. So Hilde Mattheis (Vorsitzende des Vereins Forum DL 21): „Warum versuchen
wir, mit der immer gleichen Methode ein anderes Ergebnis zu erwarten?“ Andrea Ypsilanti zog den
Schluss, dass die SPD als „transformatorische Kraft im Zusammenspiel mit Bewegungen“ ausfalle.
Einigkeit sieht anders aus! Aber diese Kritik teilt auch nur eine Minderheit der Parteilinken. Die
meisten tun so, als wäre die Entscheidung für Scholz keine politische Weichenstellung, als hätte sich
der Architekt von Agenda 2010 nach links bewegt, nur weil er auch Kanzler werden wolle.

Viele Parteilinke verteidigen jedenfalls die Nominierung. Annika Klose, Berliner Juso-Vorsitzende,
hofft auf Rot-Rot-Grün unter dem SPD-Spitzenkandidaten. Pragmatismus und Regierungserfahrung
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seien ein Vorteil und der Wahlkampf werde als Team geführt. Die Konjunkturprogramme in der
Corona-Krise seien mit den Parteivorsitzenden und dem Juso-Bundeschef Kühnert abgesprochen,
Schuldenaufnahme, Mehrwertsteuersenkung, Grundrente und die im Sozialstaatspapier
versprochene Abkehr von Hartz IV hätten linke Akzente in der Großen Koalition markiert. Sie setzte
ihre Hoffnung auf mehr Umverteilung, Schließen von Steuerschlupflöchern, Wiederbelebung der
Vermögenssteuer und Änderungen bei der Erbschaftssteuer und auf diesbezügliche Unterstützung
durch die EU. Hoffnung machte ihr auch, dass Olaf Scholz eine Regierungsbeteiligung ohne die
Union haben möchte. Wiederum: mit wem? Fastnamensvetter Schulz hatte Ähnliches nach der
verlorenen letzten Bundestagswahl verkündet – das Ergebnis ist bekannt.

Auch Fraktionsvize Miersch, seines Zeichen Sprecher der Parlamentarischen Linken, und Kevin
Kühnert äußerten sich ähnlich. Letzterer gibt seinen Juso-Vorsitz im Herbst auf und kandidiert für
den Bundestag. Dafür hat er gleich eine Eintrittskarte ins Scholz’sche (Schatten-)Kabinett gelöst und
die Unterstützung der Parteijugend zugesagt. Im Unterschied zu den vergangenen Jahren
marschierten Topleader und Jusos in eine gemeinsame Richtung! Gleichzeitig warnte er seine
GenossInnen vom linken SPD-Flügel vor „destruktiver Kritik“.

In diesen Worten schwingt nicht unberechtigte Sorge mit. Schließlich sehen Teile der Parteibasis –
und erst recht Millionen Lohnabhängige – Scholz als Architekten von Agenda 2010 und der Rente
mit 67. Hilde Mattheis kritisierte, dass die SPD sich mit der Wahl der beiden neuen
Parteivorsitzenden eigentlich von ihrer Politik der vergangenen Jahre verabschieden wollte.
„Eigentlich“ wollte man schon vor 3 Jahren die Große Koalition aufkündigen und noch „eigentlicher“
erwiesen sich die „linken“ HoffnungsträgerInnen als SteigbügelhalterInnen für das Zurück zur
Politik der vergangenen Jahre!

Bröckelt die Basis?

Einige linke BasisaktivistInnen verlassen die SPD, so der Vorsitzende des Vereins NoGroKo, Steve
Hudson. Er und viele Tausende hätten Esken und Walter-Borjans gewählt, damit sie die SPD-Basis
gegen die Politik und Person Scholz vertreten, die im Wahlgang eine heftige Schlappe erlitten habe,
nur um gestärkter denn je dazustehen. Er monierte auch, dass der Kandidat weder von einem
Parteitag noch von den Mitgliedern gewählt wurde. Scholz habe die derzeitigen Zustände mit
erschaffen, mit verteidigt und argumentiere für sie bis heute.

Innerhalb der organisierten Parteilinken hat sich im Vergleich zur Gemengelage vor 3 Jahren die
Situation weitgehend geklärt. Nur noch in DL 21 versammeln sich SozialdemokratInnen, die auf eine
personelle und inhaltliche Linkswende der SPD hoffen. Doch sie üben keinen Einfluss auf die
Programmatik aus. Sie werden das auch weiterhin nicht tun, wenn sie nicht den Kampf innerhalb
der Gewerkschaften um eine andere Führung aufnehmen. Schließlich ist die Bindung an die und die
Kontrolle der Gewerkschaften  das einzige übriggebliebene organische Bindeglied zur organisierten
ArbeiterInnenklasse, andere (Genossenschaftswesen, Kultur, Sport, ArbeiterInneneinfluss auf die
Ortsvereine, Vorfeldorganisationen wie Jusos, Falken, ArbeiterInnensamariterbund, AWO,
Mietervereine …) existieren entweder nicht mehr oder sind geschwächt und sind vor allem zum
Tummelplatz reiner KarrieristInnen geworden.

Grüne und DIE LINKE

Die SPD ist schwer angeschlagen nach einer langen Serie von Wahlniederlagen und
Personalquerelen. Die Grünen legen sich nicht fest und schielen auch auf Union und FDP. DIE
LINKE profitiert nicht davon.

Am Wochenende, 8./9. August, noch vor der Verkündung von Scholz‘ Kandidatur erklärte die SPD



ihre Bereitschaft zur Regierungszusammenarbeit mit der Linkspartei im Bund – nach 30 Jahren
Unvereinbarkeitspose gegenüber PDS/DIE LINKE! Wir haben oben ausgeführt, von welchen
Widersprüchen die SPD derzeit geprägt ist. Hier wird ein weiterer hinzugefügt. Es ist zu bezweifeln,
ob mehr dahintersteckt, als sich viele Optionen für eine ungewisse Zukunft offenzuhalten.

Doch auch DIE LINKE wird nicht um die Frage herumkommen, wie sie mit ihrer bisherigen Rolle
gegenüber der SPD umgehen will. Parteichef Bernd Riexinger sieht als entscheidend an, ob es
inhaltliche Übereinstimmungen gibt. Er findet an den Aussagen vom vergangenen Wochenende
interessant, dass die SPD das Hartz-IV-System überwinden, Sanktionen abschaffen, einen deutlich
höheren Mindestlohn und Reiche stärker besteuern wolle. Offen bleibe die Frage der Friedenspolitik
wie eines sozial-ökologischen Umbaus. Mit der LINKEN seien Kampfeinsätze der Bundeswehr nicht
zu machen. Und was ist mit der NATO, Genosse Riexinger? Dass die Linke im Mai 2020 Gregor Gysi
einstimmig zum außenpolitischen Sprecher der Bundestagsfraktion gewählt hat, zeigt, dass die
Parteispitze und der Apparat eine Koalition mit SPD und Grünen nicht abgeneigt sind und sie
faktisch vorbereiten.

Natürlich beteuert DIE LINKE weiter, dass sie keinen Koalitionswahlkampf betreiben werde,
sondern eigene Positionen durch starke Unterstützung aus sozialen Bewegungen, Gewerkschaften
und Sozialverbänden verankern wolle. Doch das kann sie leicht verkünden, einen
„Koalitionswahlkampf“ verlangt von ihr ohnedies niemand, zumal sie über andere
Regierungsoptionen eh nicht verfügt.

Um den Willen zur Regierung auszudrücken, reicht es schon, wenn Riexinger erklärt, dass die CDU
als Regierungspartei abgelöst gehöre. Momentan erschweren zweifellos eher die Grünen einen
solchen „Politikwechsel“, sollte es denn die parlamentarischen Mehrheiten dafür geben. Diese haben
sich schließlich der CDU schon seit längerem angenähert und erwägen, wie die Interviews des
ehemaligen „Linken“ Trittin zeigen, eher eine Koalition mit der Union als eine Regierung mit SPD
und Linkspartei.

Genau diese Umorientierung der Grünen mag aber andererseits dazu führen, dass sich auch die
Linkspartei „härter“ in ihren Bedingungen gibt. Warum soll sie gleich alle politischen Positionen für
ein Projekt fallenlassen, das auch mit ihrer Zustimmung ungewiss, wenn nicht unwahrscheinlich ist?

Dass die SPD ein mögliches rot-rot-grünes Projekt in den Mittelpunkt ihres Wahlkampfes stellen
wird, hängt daher nur bedingt damit zusammen, dass sie wirklich daran glaubt. Sie hat vielmehr
kein anderes, mit dem die Partei überhaupt „geeint“ antreten kann. Man kann so auch viel leichter
so tun, also ob sie nicht nur für einen Bruch mit der Großen Koalition, sondern auch für eine nicht
näher definierte „andere“ Politik stünde.

Wahlkampf-Konstellation wie 1998?

Ein Vorteil der frühzeitigen Kandidaten„wahl“ besteht darin, dass Scholz sich von jetzt an profilieren
kann. Er hat mehr Zeit, ein Programm und ein Team aufzubauen, als die KonkurrentInnen. Der
zweite „Vorteil“ besteht für die Partei darin, eine Richtungsdebatte, wie zuletzt 2017 geführt,
vermieden zu haben – unter Komplizenschaft großer Teile des „linken“ Flügels wie seitens der Jusos
und der Vorsitzenden!

Die Geschichte der ersten rot-grünen Bundesregierung 1998 liefert einige Parallelen zur heutigen
Lage. Es waren immer Leute der Mitte, wenn nicht sogar vom rechten Flügel, die neuen
Machtkonstellationen auf der linken Flanke des traditionellen Parteiensystems den Boden bereitet
haben (Börner in Hessen Mitte der 1980er Jahre, Schröder 1998 im Bund), während linke Kräfte wie
Ypsilanti 2008 dabei scheiterten. 1998 hatte Langzeitkanzler Kohl seinen Zenit überschritten,



Langzeitkanzlerin Merkel will 2021 nicht mehr antreten. 1998 kandidierte mit Schröder ein
erfahrener Landespolitiker als Gesicht für die Massen im Gespann mit dem linken Parteichef
Lafontaine als programmatischer Kopf.

Anders als 1997/98 gibt es heute aber keine ernsthafte gesellschaftliche Bewegung, die eine (rot-
)rot-grüne Option stärken und tragen könnte, wie es damals in Massenaktionen gegen die Angriffe
der Kohl-Regierung und in der Erfurter Erklärung zum Ausdruck kam. Die Wahl des Duos Schröder-
Lafontaine bildete den Auftakt zu einer sozialdemokratischen Tragödie samt Kriegseinsätzen und
Agenda 2010. Mit dem Trio Esken, Scholz und Walter-Borjans wiederholt sie sich – als politische
Farce.


